
Beznoska, Martin; Hentze, Tobias

Research Report

Wahlprogramme zur Einkommensteuer: Unten entlasten,
oben belasten

IW-Kurzbericht, No. 22/2021

Provided in Cooperation with:
German Economic Institute (IW), Cologne

Suggested Citation: Beznoska, Martin; Hentze, Tobias (2021) : Wahlprogramme zur
Einkommensteuer: Unten entlasten, oben belasten, IW-Kurzbericht, No. 22/2021, Institut der
deutschen Wirtschaft (IW), Köln

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/233616

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/233616
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Institut der deutschen Wirtschaft

Ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl positio-
nieren sich die Parteien zur Frage einer Reform der 
Einkommensteuer. Den Anfang haben SPD, Grüne 
und Die Linke gemacht. Die drei Parteien verfol-
gen dabei den gleichen Ansatz: Gering- und Durch-
schnittsverdiener entlasten, Spitzenverdiener be-
lasten. Allerdings gibt es auch Unterschiede.

Nach und nach stellen die Parteien ihre Ideen für die 
Bundestagswahl im Herbst vor. SPD, Grüne und Die Lin-
ke haben bereits einen Entwurf ihres Wahlprogramms 
präsentiert. CDU/CSU, FDP und AfD werden voraussicht-
lich in den kommenden Wochen folgen.

Steuerpolitisch liegt ein Augenmerk auf einer Reform 
der Einkommensteuer. Alle drei Parteien machen in ih-
ren Programmentwürfen Vorschläge dazu. Die SPD will 
kleine und mittlere Einkommen entlasten, während 
die oberen 5 Prozent der Einkommensverteilung mehr 
bezahlen sollen. Festhalten wollen die Sozialdemokra-
ten an der sogenannten Reichensteuer, der Aufschlag 
in Höhe von 3 Prozentpunkten soll künftig ab einem 
zu versteuernden Einkommen von 250.000 Euro gelten 
(SPD, 2021).

Beim Ziel, kleine und mittlere Einkommen zu entlas-
ten, stimmt die SPD mit den Grünen überein. Allerdings 

formulieren die Grünen (2021) ihr Vorhaben konkreter. 
Der Grundfreibetrag soll steigen, während der Tarif für 
kleine und mittlere Einkommen unangetastet bliebe. 
Allerdings sollen höhere Einkommen stärker belas-
tet werden, indem für zu versteuernde Einkommen ab 
100.000 Euro (bei Zusammenveranlagung 200.000 Euro) 
der Spitzensteuersatz sprunghaft von 42 auf 45 Prozent 
steigt. Analog soll auch der Reichensteuersatz um 3 Pro-
zentpunkte auf 48 Prozent steigen. Wie bei der SPD soll 
der Reichensteuersatz bei Alleinveranlagung ab 250.000 
Euro Jahreseinkommen greifen.

Am umfangreichsten und konkretesten sind die Vorstel-
lungen der Partei Die Linke (2021). In Übereinstimmung 
mit den Grünen will Die Linke den Grundfreibetrag erhö-
hen. Als Zielwert sind 14.400 Euro pro Jahr angegeben 
– eine Erhöhung um 44 Prozent bezogen auf das Jahr 
2022. Der Spitzensteuersatz des linear-progressiven 
Tarifverlaufs soll von 42 auf 53 Prozent steigen und ab 
70.000 Euro Jahreseinkommen gelten. Derzeit beginnt 
der Spitzensteuersatz bei rund 58.000 Euro. Der bisheri-
ge Reichensteuersatz soll auf 60 Prozent festgelegt wer-
den und zudem ein zweiter Reichensteuersatz in Höhe 
von 75 Prozent für Einkommen ab 1 Million Euro einge-
führt werden. Diese Änderungen würden dazu führen, 
dass ein Alleinstehender mit einem zu versteuernden 
Einkommen bis 78.000 Euro pro Jahr insgesamt entlas-
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tet wird. Wer mehr verdient, müsste aufgrund der sehr 
hohen Steuersätze deutlich mehr zahlen als zurzeit.

Die Aufkommenswirkungen der Reformvorschläge sind 
sehr unterschiedlich. Die Grünen wollen in keinem Fall 
auf Einnahmen verzichten und daher die Reform min-
destens aufkommensneutral ausgestalten. Faktisch 
begrenzt dies den Spielraum bei der Erhöhung des 
Grundfreibetrags, da die Mehrbelastung für höhere Ein-
kommen konkret benannt wird. Bei der SPD werden kei-
ne Angaben zum Aufkommenseffekt gemacht. Klar ist 
aber, dass die Vorgabe, nur die oberen 5 Prozent stärker 
zu belasten, eine Entlastung für die restlichen 95 Prozent 
bedeutet. Durch diese Vorgabe kann die Entlastung al-
lerdings nicht sonderlich hoch ausfallen. Die Vorschläge 
der Linken führen insgesamt zu einer Steuerentlastung 
in Höhe von rund 10 Milliarden Euro. Bei dieser Betrach-
tung bleiben weitere Ideen der Parteien, unter anderem 
zur Reform des Ehegattensplittings und der Abgeltung-
steuer, außen vor, auch wenn diese ebenfalls Effekte auf 
das Einkommensteueraufkommen hätten.

Mit Blick auf den einzelnen Steuerzahler hätten die Re-
formvorschläge der drei Parteien ebenfalls sehr unter-
schiedliche Auswirkungen. Die Veränderung der Steuer-
last wird für Singles mit unterschiedlichen Einkommen 
verglichen (Tabelle). Im Grundsatz gelten diese Verände-
rungen auch für andere Haushaltstypen. Der Vorschlag 
der Grünen führt sogar für Alleinerziehende und Ehe-
paare bei geringem, mittlerem und hohem Einkommen 
zum selben Ergebnis, wobei sich der Effekt bei Ehepaa-
ren aufgrund des zweifachen Grundfreibetrags entspre-
chend verdoppelt. Bei SPD und Linken verschieben sich 
die Effekte etwas, da der Tarifverlauf verändert wird. 
Beispielsweise wird ein Ehepaar mit insgesamt 50.000 
Euro Bruttogehalt um 134 Euro bei der SPD und 2.164 
Euro bei den Linken entlastet – bei 80.000 Euro Brutto-
gehalt beläuft sich die Entlastung auf 214 Euro (SPD) 
und 2.262 Euro (Die Linke). Für ein Ehepaar mit Kindern 
gelten die gleichen Werte, weil das Kindergeld in der 
Simulationsrechnung unverändert bleibt. In allen Fäl-
len wird bei Verheirateten das bestehende Ehegatten-
splitting angewendet. Denn zumindest SPD und Grüne 
planen für bereits bestehende Ehen keine verbindlichen 
Steuerrechtsänderungen. Die Effekte für Alleinerziehen-

Entlastung (-)/Belastung (+) eines Singles bei Umsetzung
der Vorschläge zur Einkommensteuerreform gegenüber 
dem Status quo
Angaben in Euro für das Jahr 2022

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�

Bruttojahresgehalt eines Singles 

Gering (25.000 Euro)

Mittel (50.000 Euro)

Hoch (80.000 Euro)

Sehr hoch (150.000 Euro)

SPD

-64

-120

-77

1.940

2

Grüne

-98

-98

-98

998

       0

Die Linke

-1.074

-1.052

98

7.724

-10Aufkommense�ekt (in Mrd. Euro)

ReichensteuerzahlerIn (300.000 Euro)

EinkommensmillionärIn (1.000.000 Euro)

6.440

27.440

5.498

26.498

24.573

129.573

Anmerkung: Ein Einkommen von 1 Million Euro zählt zu den Top 0,02 Prozent der Einkommensverteilung,
300.000 Euro zu den Top 0,3 Prozent, 150.000 Euro zu den Top 1 Prozent und 80.000 Euro zu den Top 5 Prozent.
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de sind vergleichbar mit denen für Singles, wobei bei 
Alleinerziehenden in allen Tarifvarianten der zusätzli-
che Freibetrag von 4.008 Euro zur Geltung kommt. Bei 
einem Bruttogehalt von 25.000 Euro ist die Entlastung 
bei SPD und Linken daher etwas geringer als beim Sing-
le (49 Euro und 918 Euro). Bei einem Bruttogehalt von 
80.000 Euro fällt die Entlastung für Alleinerziehende da-
gegen aufgrund des zusätzlichen Freibetrags höher aus 
als für Singles (136 Euro bei der SPD und 643 Euro bei 
den Linken).

Bei geringem und mittlerem Einkommen ist der Entlas-
tungseffekt bei allen drei Parteien zu finden, wobei der 
Effekt bei den Linken am stärksten ausfällt. Umgekehrt 
ist auch die Mehrbelastung bei höherem Einkommen 
bei den Linken am größten. Der Vorschlag der Grünen 
hat moderate Effekte. Sehr hohe Einkommen wären in 
allen drei Fällen von spürbaren Mehrbelastungen be-
troffen. Allerdings führt eine Erhöhung des Grundfreibe-
trags ohne Tarifkorrektur zu einem anfänglich deutlich 
steiler ansteigenden Tarifverlauf. Mit der daraus resul-
tierenden höheren Grenzsteuerbelastung sinken die Ar-
beitsanreize im unteren Einkommensbereich (Beznos-
ka/Hentze, 2019).

Der SPD-Programmentwurf ist im Vergleich zu den an-
deren beiden Parteien vage gehalten. Um allerdings die 
oberen 5 Prozent stärker zu belasten, bedarf es eines 
höheren Spitzensteuersatzes. Der SPD-Vorsitzende Nor-
bert Walter-Borjans hatte im vergangenen Jahr die Idee 
eines um 3 Prozentpunkte höheren, dafür später greifen-
den Spitzensteuersatzes dargelegt (Handelsblatt, 2020). 
Dieses Vorhaben aufnehmend greift der Spitzensteuer-
satz annahmegemäß ab 76.000 Euro zu versteuerndem 
Einkommen und wird auf 45 Prozent erhöht. Da nur 
die oberen 5 Prozent der Einkommensverteilung mehr 
Steuern zahlen sollen, stellt sich die Frage nach der Ent-
lastung im unteren Tarifverlauf. Um eine Mehrbelastung 
der oberen 5 Prozent (Bruttoeinkommen bei Singles ab 
etwa 80.000 Euro im Jahr) zu erreichen, kann die erste 
Knickstelle des Tarifs nur um 1.000 Euro verschoben 
werden. Es bliebe insgesamt noch ein Mehraufkom-
men von knapp 2 Milliarden Euro. Dieser Vorschlag des 
SPD-Vorsitzenden ist allerdings nur eine Interpretation, 
ob der unpräzisen Beschreibung im Programmentwurf 

sind auch andere Optionen denkbar, zum Beispiel auch 
mit einer größeren Entlastung im unteren Bereich.
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